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24. Gemeinderatssitzung 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
 
aufgenommen am 26.09.2013 um 18.30 Uhr im Sitzungszimmer des Gemeindeamtes Rosenau/Hengstpaß über 
die öffentliche Gemeinderatssitzung. 
 
Anwesende: 
Bürgermeister Peter Auerbach  
 
die Gemeinderatsmitglieder: 
Vizebgm. DI Marietta Metzker  
Gottlieb Gösweiner  
Maria Benedetter 
Wolfgang Benedetter 
Wolfgang Eibl 
Daniela Auerbach 
Ing. Anton Santner 
Ing. Harald Humpl 
Ing. Jürgen Steinbichler 
Leopoldine Sanglhuber 
Daniel Huemer 
 
entschuldigt: 
Irmgard Tramberger 
 
erschienene Ersatzmitglieder: 
Wolfgang Salzinger 
 
Schriftführer: Adolf Sölkner  
 
Zuhörer: keine 
 
Der Vorsitzende begrüßt die Anwesenden und eröffnet die von ihm einberufene Gemeinderatssitzung. Er stellt 
fest, dass laut vorliegendem Zustellnachweis alle Gemeinderatsmitglieder rechtzeitig und unter Bekanntgabe 
der Tagesordnung nachweislich geladen wurden. Die Gemeinderatssitzung wurde mit Tagesordnung am  
16. September 2013 an der Gemeindeamtstafel kundgemacht. 
Der erschienene Gemeinderat zählt 13 Mitglieder und die Beschlussfähigkeit ist gegeben.  
Weiters gibt der Vorsitzende bekannt, dass die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom  
18. Juli 2013 bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, 
während der Sitzung noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss 
Einwendungen eingebracht werden können. Bevor Bgm. Auerbach mit der Tagesordnung beginnt, beantragt 
Ing. Humpl um separate Beschlussfassungen beim Gegenstand 5. „Geschäftsgebäude Rosenau Nr. 97 – 
Vermietung a) Mietvertrag mit Günter Landlinger – Cafe- und Imbissecke samt Lebensmittelverkauf und  
b) Mietvertrag mit Wiener Städtischen Versicherung für Büroräume - Beschlussfassungen“. 
Bgm. Auerbach weist darauf hin, dass er ohnehin dazu zwei eigene Beschlussfassungen beantragt hätte.  Auch 
er möchte vor der Tagesordnung über die Behandlung eines Dringlichkeitsantrages abstimmen. Er liest den 
Dringlichkeitsantrag vor und beantragt dessen Behandlung unter Punkt 11. Allfälliges. 
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Das Abstimmungsergebnis zur Behandlung des Gegenstandes unter Allfälliges ist einstimmig. 
Danach geht der Vorsitzende zur Tagesordnung über. 
 

Tagesordnung 
 

1. Prüfbericht Prüfungsausschuss vom 20.08.2013, Vorlage im Gemeinderat 
2. Prüfbericht der Bezirkshauptmannschaft Kirchdorf/Krems zum Voranschlag 2013, Vorlage im 

Gemeinderat 
3. Finanzierungsplan für das Projekt „Amtsgebäudesanierung bzw. – adaptierung (hoheitlicher 

Bereich)“, Beratung und Beschlussfassung 
4. Darlehensvertrag mit Sparkasse Oberösterreich Kto. Nr. 25062-000020 (Erneuerung der 

Straßenbleuchtung 2006) – Änderung der Konditionen, Beschlussfassung 
5. Geschäftsgebäude Rosenau Nr. 97 – Vermietung: 

a) Mietvertrag mit Günter Landlinger – Cafe- und Imbissecke samt Lebensmittelverkauf 
b) Mietvertrag mit Wiener Städtischen Versicherung für Büroräume 
Beschlussfassungen 

6. Grundsatzbeschluss Sanierung und Umgestaltung der Sportanlage (Tennisplatz beim 
Gemeindebauhof), Auftrag für eine Planung und Visualisierung, Beschlussfassung 

7. Erhöhung der Tourismusabgabe gemäß Wertsicherungsklausel ab 01.11.2013, Beschlussfassung der 
Tourismusabgabeverordnung 

8. Löschungserklärung, Vorkaufsrecht der Gemeinde für das Grundstück 661/8 KG Rosenau, Rosenau 
Nr. 122, Margrit Wilz, Beschlussfassung 

9. Berichte der Ausschussobmänner/frauen 
10. Bericht des Bürgermeisters 
11. Allfälliges 
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Beschlüsse: 
1. Prüfbericht Prüfungsausschuss vom 20.08.2013, Vorlage im Gemeinderat 

Bgm. Auerbach liest den Prüfbericht des Prüfungsausschuss vom 20.08.2013 vollinhaltlich vor. 

 
Zum Prüfbericht gibt es keine Stellungnahmen bzw. Wortmeldungen der Gemeinderatsmitglieder. 
 

2. Prüfbericht der Bezirkshauptmannschaft Kirchdorf/Krems zum Voranschlag 2013, Vorlage im 
Gemeinderat 

Auch den Prüfbericht der Bezirkshauptmannschaft Kirchdorf/Krems zum Voranschlag 2013 liest der 
Bürgermeister im Kreise des Gemeinderates vor. 
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Ing. Humpl und Bgm. Auerbach führen an, dass der Prüfbericht im Details in den jeweiligen Fraktionssitzungen 
behandelt und besprochen wurden. Ing. Harald Humpl hat nur mehr ein paar einzelne Fragen bzw. 
Stellungnahmen, die er in dieser Angelegenheit aufzeigen will. Zu den gemeindeeigenen Wohn- und 
Geschäftsgebäuden wird ein Mehraufwand beim Schuldendienst prognostiziert. Er fragt nach, wie dieser 
zustande kommt. Bgm. Auerbach und AL Sölkner erläutern, dass beim Abschnitt 853 die Tilgungen für das 
Darlehen zur Errichtung der Fertigteilgaragen vorgesehen sind. Die Mieten für die Garage sind aber in der Höhe 
berechnet, dass die halbjährlichen Tilgungsraten damit finanziert werden können. Die finanzielle  
Verschlechterung des Abschnittes ergab sich daraus, dass bei der Voranschlagstellung keine Mieteinnahmen 
beim Geschäftsgebäude vorgesehen werden konnten. 
Da auch die Biomassenahwärmeversorgungsanlage im Prüfbericht angeführt ist, fragt Herr Humpl nach, ob es 
bereits einen Bericht zur Wirtschaftlichkeitsberechnung des Biomasseverbandes für die Anlage gibt. Bgm. 
Auerbach kann von einem Abschlussgespräch mit Herrn Ing. Leitner berichten. Die schriftliche Abfassung der 
Wirtschaftlichkeitsberechnung liegt jedoch noch nicht vor. Sie kostet außerdem zu einem Sonderpreis € 950,-- 
exkl. MwSt. Sobald der Bericht darüber vorliegt, wird er den Gemeinderat darüber informieren. Vorweg kann 
er nur so weit berichten, dass von einem Anschluss des Amtsgebäudes ohne der Einbindung des Wohnbaus der 
STYRIA, Rosenau Nr. 121, abgeraten wird. 
Auch Bgm. Auerbach muss einen Punkt des Prüfberichtes zum wiederholten Male kritisieren. Trotz dem 
Finanzierungsplan der IKD, der bei den Sanierungsmaßnahmen in der Volksschule immer wieder einen Anteil 
der Gemeinde aus dem Ordentlichen Haushalt vorsieht, wird seitens der Aufsichtsbehörde immer wieder 
erwähnt, dass Finanzierungen aus dem Ordentlichen Haushalt nur bei einem Haushaltsausgleich erlaubt bzw. 
möglich sind. 
Ansonsten wird der Prüfbericht von den Mitgliedern des Gemeinderates ohne Wortmeldungen zur Kenntnis 
genommen. 
 

3. Finanzierungsplan für das Projekt „Amtsgebäudesanierung bzw. – adaptierung (hoheitlicher 
Bereich)“, Beratung und Beschlussfassung 

Zum zukünftigen außerordentlichen Vorhaben „Amtsgebäudesanierung bzw. –adaptierung“ gibt es zumindest 
für den hoheitlichen Bereich bereits einen Finanzierungsplan, der Bedarfszuweisungsmittel in der Gesamthöhe 
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von € 150.000,-- (2014 und 2015 jeweils € 75.000,--) vorsieht. Damit im Jahr 2014 mit den ersten Maßnahmen 
begonnen werden kann und die Finanzierung dafür gesichert ist, beantragt der Bürgermeister die 
Beschlussfassung des Finanzierungsvorschlages der Direktion Inneres und Kommunales und liest den 
Finanzierungsplan vom 26. August 2013 vor. 

 
Seinem Antrag um die Beschlussfassung des Finanzierungsvorschlages für den hoheitlichen Bereich der 
Amtsgebäudesanierung und – adaptierung stimmen alle Gemeinderatsmitglieder mit einem Zeichen mit der 
Hand zu. Danach informiert der Bürgermeister über die Tatsache, dass lt. den Empfehlungen des 
Biomasseverbandes (Wirtschaftlichkeitsberechnung) der Anschluss an die 
Biomasssenahwärmeversorgungsanlage ohne einen Anschluss des Objektes Rosenau 121 mit den vielen 
Wohnungen nicht wirtschaftlich ist. Die Verlängerung des Nahwärmenetzes bis zum Gemeindeamt wird mit 
großer Wahrscheinlichkeit daher nicht ausgeführt. Für das Amtsgebäude selbst wird sich die Gemeinde eine 
andere Lösung einfallen lassen müssen. Norbert Berger erstellt Kostenschätzungen für eine PELLETS-Heizung 
und eine Grundwasserwärmepumpe. Die kalkulierten Kosten für den Heizungsanschluss und die 
Umbaumaßnahmen dürfen bei der Amtsgebäudesanierung nicht überschritten werden. Die Ausschreibungen für 
die Gebäudesanierung und die notwendigen Planungen sollten nun im Winter erfolgen, damit im Jahr 2014 mit 
den Sanierungsmaßnahmen begonnen werden kann. 
 

4. Darlehensvertrag mit Sparkasse Oberösterreich Kto. Nr. 25062-000020 (Erneuerung der 
Straßenbleuchtung 2006) – Änderung der Konditionen, Beschlussfassung 

Wie im Prüfbericht zur Gebarungsprüfung 2012 von der Aufsichtsbehörde gefordert, wurde die Sparkasse 
Kremstal/Pyhrn (jetzt Allgemeine Sparkasse Oberösttereich) aufgefordert, eine rückwirkende Zinssatzanpassung beim 
Darlehen für die Erneuerung der Straßenbeleuchtung im Jahr 2006 vorzunehmen, da die 
Fixzinssatzvereinbarung bis zum 31.03.2011 mit 3,43 % vereinbart war und dann auf eine dem Markt 
angepasste Verzinsung einvernehmlich vereinbart hätte werden müssen. Das Guthaben aus der 
Zinssatzdifferenz im Zeitraum 2012 bis 1. Halbjahr 2013 wurde nun mit einer Gutschrift über € 292,78 
rückvergütet. Mit 01.07.2013 wird nun die Verzinsung auf Basis des 6-Monats-Euribors und einem Aufschlag 
von 1,2 % von der Sparkasse vorgeschlagen und sollte durch die Beschlussfassung im Gemeinderat vereinbart 
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werden. Bgm. Auerbach liest die Vereinbarung zur Konditionenänderung vor und beantragt deren 
Beschlussfassung. 

  

 



 - 592 - 
Seinem Antrag und somit dem Zinsvorschlag der Sparkasse für das Darlehen „Erweiterung Straßenbeleuchtung 
stimmen alle Gemeinderatsmitglieder mit einem Zeichen mit der Hand zu. Bgm. Auerbach ergänzt mit dem 
Hinweis, dass die Laufzeit des Darlehens noch bis zum 30.06.2016 andauert.  
 

5. Geschäftsgebäude Rosenau Nr. 97 – Vermietung: 
a. Mietvertrag mit Günter Landlinger – Cafe- und Imbissecke samt Lebensmittelverkauf 

Der Mietvertragsentwurf wurde vom Bürgermeister selbst mit Herrn Landlinger ausverhandelt und besprochen. 
Er wurde von Herrn Landlinger zur Bestätigung seiner Absichten, mit 01. November 2013 mit der Cafe- und 
Imbiss-Ecke samt Lebensmittelverkauf zu beginnen, bereits unterzeichnet. Als Vorlage für den  
Vertragsentwurf nahm die Gemeinde die Vertragsvorlage von Dr. Bernögger. Sowohl mit dem RA Dr. 
Bernögger, mit Notar Mag. Reitner aber auch mit dem Steuerberater Mag. Manfred Schima von BNP wurde 
dieser und der Mietvertragsentwurf mit der Wiener Städtischen Versicherung überarbeitet. Bgm. Auerbach liest 
den Mietvertragsentwurf vor und beantragt dessen inhaltliche Beschlussfassung. 
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Aufgrund der Tatsache, dass Herr Landlinger die Investitionskosten und somit ein geschäftliches Risiko selber 
trägt, hat man auf einen Kündigungsverzicht seinerseits (als Mieter) im Mietvertrag verzichtet. Bgm. Auerbach 
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erzählt weiters, dass Herr Landlinger ein Projekt über die Cafe- und Imbissecke bei der Gewerbebehörde samt 
Planung der Einrichtung und Räumlichkeiten vorlegen muss. Auf Anraten von Frau Dr. Süß (Gewerbebehörde 
Kirchdorf/Krems) lässt die Gemeinde Rosenau/Hp. als Gebäudeeigentümer eine Planung durch Architekt Ing. 
Siegfried Kniewasser zeichnen. 
Die Gemeinderatsmitglieder nehmen den Mietvertragsentwurf ohne Einwände zur Kenntnis. Die Abstimmung 
über die Beschlussfassung für den Vertragsentwurf erfolgt einstimmig per Handzeichen. 
 

b. Mietvertrag mit Wiener Städtischen Versicherung für Büroräume – Beschlussfassungen 
Ebenso wurde der Mietvertragsentwurf für die Büroräume im Gemeindegebäude Rosenau Nr. 97 gestaltet und 
mit Dr. Bernögger, Mag. Reitner (Notariat Windischgarsten) und Mag. Schima (BNP-Steuerberatungskanzlei) 
überarbeitet. Die Vorlage des Entwurfes ist ein Muster, wie es die Versicherung üblicherweise vereinbart. 
Deshalb sind auch Formulierungen anders als beim Vertragsentwurf für die Cafe- und Imbissecke. Bgm. 
Auerbach trägt den Vertragsentwurf inhaltlich vor. 
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Bgm. Auerbach gibt auch hier die Möglichkeit für Stellungnahmen und Anmerkungen. Ing. Harald Humpl 
verweist auf die Fraktionssitzung der ÖVP-Fraktion, bei der der Inhalt des Vertragsentwurfes intensiv diskutiert 
wurde.  
Ing. Humpl wiederholt aus der Diskussion innerhalb der ÖVP-Fraktion zwei Punkte, mit denen die ÖVP-
Gemeinderäte nicht einverstanden sind. Zum einen ist es die Verpflichtung der Gemeinde als Vermieter zur 
Kostentragung der Bruttomiete (Pönale), falls die Umbaumaßnahmen nicht rechtzeitig fertig gestellt sind. 
Zum anderen sollte wie bei anderen Mietverträgen der Gemeinde auch bei der Wiener Städtischen Versicherung 
ein Kündigungsverzicht auf zumindest 3 Jahre erreicht werden. Ohne diese beiden Punkte werden die 
Fraktionsmitglieder der ÖVP dem Mietvertragsentwurf nicht zustimmen können. Nach diesen Anmerkungen 
erfolgt eine lange Diskussion zwischen Herrn Humpl und dem Bürgermeister über die grundsätzliche Absicht, 
einen Teil des Geschäftsgebäudes in Büroräume umzugestalten und diese Umbaumaßnahmen mit 
Gemeindemitteln zu finanzieren. Herr Humpl wiederholt, dass es seiner Meinung nach für die Gemeinde 
wirtschaftlicher und sinnvoller gewesen wäre, die Gemeinde hätte das Geschäftsgebäude verkauft und der 
Eigentümer würde das Gebäude als Nahversorgungsgeschäft vermieten. Bgm. Auerbach wendet nochmals ein, 
dass mit Bestimmtheit aufgrund der Mietpreise, die ein Privater verlangt, das Thema Nahversorgung damit 
endgültig gestorben wäre. Leopoldine vergleicht die Vermietung an die Wiener Städtische Versicherung mit der 
Vermietung der Garagen, bei der die Investitionskosten auch erst nach 15 Jahren mit den Mieteinnahmen 
refinanziert wurden. Auch den Kündigungsverzicht für die ersten 3 Jahre regt Frau Sanglhuber bei der 
Vermietung des Büros an die Wiener Städtische an. Bgm. Auerbach wird versuchen den Kündigungsverzicht im 
Mietvertrag einzutragen und zu verhandeln. Nach dieser Diskussion kann lt. Herrn Ing. Humpl die ÖVP-
Fraktion dem Mietvertragsbeschluss zustimmen, wenn die beiden Punkte, Streichung der Regelung über ein 
Pönale und Eintrag eines Kündigungsverzichtes für die ersten 3 Jahre (bis 30.09.2016) seitens der Wiener 
Städtischen, vor Vertragsabschluss abgeändert werden. Bgm. Auerbach beantragt daher die Beschlussfassung 
des vorgetragenen Vertragsentwurfes vorbehaltlich der beiden angeregten Änderungen, die er selber bei der 
Wiener Städtischen Versicherung erwirken möchte. Seinem Antrag stimmen die Gemeinderatsmitglieder mit 
einem Zeichen mit der Hand einstimmig zu. 
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6. Grundsatzbeschluss Sanierung und Umgestaltung der Sportanlage (Tennisplatz beim 

Gemeindebauhof), Auftrag für eine Planung und Visualisierung, Beschlussfassung 
Mit dem Hinweis auf den zu Sitzungsbeginn eingebrachten Dringlichkeitsantrag zur Benützung der Sportanlage 
durch den Sportverein Rosenau informiert der Bürgermeister über die erste Zusammenkunft des installierten 
Arbeitskreises zum Thema „SPORTANLAGE und NEUVERMIETUNG“. Am 29.08.2013 traf der Arbeitskreis 
bestehend aus Bgm. Peter Auerbach, GR Maria Benedetter (Gesunde Gemeinde), Gerhard Steinhäusler 
(Vereinsvorstand des ASVÖ Sportverein Rosenau), Mario Rippel (Kerteamleiter AGENDA 21 und Adolf 
Sölkner (Gemeindeamtsleiter) mit Herrn Albert Komposch der Fa. AGROPAC zusammen. Schul- und 
Sportausschussobmann Ing. Jürgen Steinbichler sowie GV Ing. Harald Humpl ließen sich für diese 
Besprechung entschuldigen. Die Arbeitskreisteilnehmer konnten sich dabei darauf einigen, die Sportanlage 
umzugestalten. Und zwar sollte ein Tennissandplatz und ein Multifunktionsplatz aus einem Kunstbelag 
entstehen, den man im Winter vereisen könnte, damit man einen Eislaufplatz gestalten kann. Außerdem will 
man auch eine Asphaltbahn für den Stocksport gestalten und im Winter Eisstockschießen können. Auf einen 
geeigneten Standort konnte man sich dafür aber noch nicht einigen. Die Grünfläche im Südbereich 
(Straßenseite) der Sportanlage sollte als Startposition für einen Fitnessparcour mit einfachen Fitnessgeräten und 
Spielen ausgestaltet werden. Herr Komposch von der Fa. AGROPAC würde bei einer Beauftragung, das 
Besprochene in einem Plan und einer Visualisierung für weitere Gespräche und Projekteinreichungen 
zusammenfassen. Diese Visualisierung kostet jedoch lt. dem Angebot der Fa. AGROPAC bereits € 950,--. 

 
Eine Beauftragung der Fa. AGROPAC mit der Plangestaltung und Visualisierung möchte Bgm. Auerbach heute 
noch nicht erreichen. Jedoch sollte der Gemeinderat, den Grundsatzbeschluss zur Umgestaltung der Anlage und 
zu einer Konzepterstellung fassen, damit in dieser Angelegenheit weiter gearbeitet werden kann. An dieser 
Stelle kommt Bgm. Auerbach nochmals auf den von ihm eingebrachten Dringlichkeitsantrag zurück und 
informiert über die Tatsache, dass sich der Vereinsvorstand des ASVÖ Sportverein Rosenau im Frühjahr bei der 
nächsten Jahreshauptversammlung neu zusammen setzen wird. Dabei wird auch der Vereinsobmann neu 
gewählt. Aus diesem Grund sollte dem neuen Vereinsvorstand die Möglichkeit gegeben werden, bei der 
Umgestaltung der Anlage bereits mit zu entscheiden und Vorschläge und Anregungen einbringen zu können. 



 - 597 - 
Der Grundsatzbeschluss ist daher so zu formulieren, damit die weiteren Vorgangsweisen nicht eingegrenzt 
werden. Ing. Harald Humpl freut sich über diese Entwicklung. Schön wäre es, wenn die Gemeinde, einem 
funktionierenden Sportverein die Anlage verpachten könnte, der sich um einen ordentlichen Betrieb und eine 
ordentlichen Nutzung der Sportanlage kümmert. Er unterstreicht außerdem, dass der Sportverein am ehesten 
eine Notwendigkeit für welche Anlage auch immer (Tennisplatz, Mulitifunktionsplatz, Grünfläche, usw.) 
abwägen kann. Es wäre daher sinnvoll, wenn der Sportverein in den Entscheidungsprozess bei einer 
Umgestaltung der Anlage, miteingebunden ist.  
Auf Antrag des Vorsitzenden beschließen sämtliche Mitglieder des Gemeinderates folgenden 
Grundsatzbeschluss des Gemeinderates vom 26.09.2013: 
Die Gemeinde Rosenau/Hengstpaß beteiligt sich bei der Konzepterstellung für eine Umgestaltung der 
Sportanlage und hilft bei der Umgestaltung tatkräftig mit.  
 

7. Erhöhung der Tourismusabgabe gemäß Wertsicherungsklausel ab 01.11.2013, Beschlussfassung 
der Tourismusabgabeverordnung 

Mit Gemeinderatsbeschluss vom 10. November 2011 wurde die Tourismusabgabeverordnung erstmalig mit der 
Indexklausel und einer Preisanpassung an den Verbraucherpreisindex wertgesichert verordnet. Dennoch 
erachten es Herr Dr. Pömer (Amt der Oö. Landesregierung) und der Tourismusverband Pyhr-Priel für 
notwendig, die Abgabenerhöhung, die sich aus der Wertsicherung ergibt, mit einem Beschluss im Gemeinderat 
zu bestätigen und zu verordnen. AL Sölkner hat daher die Tourismusabgabeordnung mit der wertgesicherten 
Abgabenhöhe überarbeitet und als Entwurf dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorbereitet. Die 
Verordnung soll mit 01. November 2013 in Kraft treten. Bgm. Auerbach liest den Verordnungsentwurf vor. 
 
 
 

KUNDMACHUNG 

GEMÄß § 94 DER OÖ. GEMO. 1990, LGBL. NR. 102/2009, WIRD HIERMIT ÖFFENTLICH KUNDGEMACHT, DASS 

DER GEMEINDERAT DER GEMEINDE ROSENAU AM HENGSTPAß IN SEINER SITZUNG VOM 26.09.2013 

NACHSTEHENDE VERORDNUNG BESCHLOSSEN HAT: 

 

V E R O R D N U N G 

DES GEMEINDERATES DER 

GEMEINDE ROSENAU AM HENGSTPAß 

ÜBER DIE EINHEBUNG EINER TOURISMUSABGABE (TOURISMUSABGABEORDNUNG) 

 

 Auf Grund der §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1, 3 Abs. 2, 4 Abs. 1, 5 Abs. 2 und 6 Abs. 2 des Oö. Tourismusabgabe-Gesetzes 1991, 
LGBl. Nr. 53/1991, zuletzt geändert durch das Landesgesetz LGBl. Nr. 94/2009, wird verordnet: 

 
§ 1 

Abgabepflicht 
 
 Zur Deckung des Aufwandes für die Tourismusförderung erhebt die Tourismusgemeinde eine Tourismusabgabe von allen 
Personen, die in der Gemeinde nicht den Hauptwohnsitz haben und in einer der nachstehenden Unterkünfte nächtigen: 
 1. in einer Gästeunterkunft (§ 1 Z. 4 Oö. Tourismus-Gesetz 1990); 
 2. in einer Ferienwohnung (§ 2 Abs. 4 Oö. Tourismusabgabe-Gesetz 1991). 
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§ 2 

Höhe der Tourismusabgabe 
 
 (1) Die Höhe der Tourismusabgabe wird wie folgt festgelegt: 
1.für Personen vom vollendeten 6. bis zum vollendeten 15. Lebensjahr mit 0,38 Euro 
2.für Personen ab dem vollendeten 15. Lebensjahr mit 1,26 Euro. 
 
 (2) Für die Abgabenbeträge nach Abs. 1 wird, soweit der Gemeinderat unter Bedachtnahme auf den Zweck der 
Tourismusabgabe und die Entwicklung des Tourismus nicht anderes beschließt, Wertbeständigkeit festgelegt. Als Maß zur 
Berechnung der Wertbeständigkeit dient der von der Statistik Austria verlautbarte Verbraucherpreisindex 2005 oder ein an seine Stelle 
tretender Index. Als Bezugsgröße dient die für das Jahr 2009 errechnete Indexzahl (Jahresdurchschnitt). Die Neufestlegung erfolgte 
erstmals mit Beschluss des Gemeinderates im Laufe des Kalenderjahrs 2011 anhand der für das Jahr 2010 errechneten Indexzahl 
(Jahresdurchschnitt) und wurde mit 1. November 2012 wirksam. Die weiteren Anpassungen erfolgen jährlich jeweils mit Wirkung 
zum 1. November in gleicher Weise anhand der Indexzahlen der Folgejahre. Die angepassten Beträge sind auf volle Centbeträge auf- 
oder abzurunden, wobei Beträge bis einschließlich 0,5 Cent abgerundet und Beträge über 0,5 Cent aufgerundet werden. 
 

§ 3 
Ausnahmen von der Abgabenpflicht 

 
 Zusätzlich zu den gesetzlich normierten Befreiungstatbeständen gilt eine Befreiung zu 50 Prozent für Nächtigungen in 
einfach ausgestatteten, in für den öffentlichen Verkehr nicht oder nur schlecht erschlossenen Gegenden gelegenen und auf die 
Bedürfnisse der Bergsteiger und Bergwanderer abstellenden Betrieben (Schützhütten), die von einem alpinen Verein bewirtschaftet 
werden. 
 

§ 4 
Fälligkeit des Abgabenanspruchs 

 
 (1) Die Abgabe für Nächtigungen in einer Gästeunterkunft wird mit der letzten abgabenpflichtigen Nächtigung fällig. 
 
 (2) Der Unterkunftgeber bzw. die Unterkunftgeberin ist verpflichtet, die Tourismusabgabe bis zum Monatsletzten des auf die 
Einhebung folgenden Monats vollständig an die Tourismusgemeinde abzuführen. 
 
 (3) Das Jahrespauschale für Ferienwohnungen wird jeweils im Nachhinein mit 1. Dezember fällig. Wird eine Ferienwohnung 
vor diesem Zeitpunkt aufgegeben, wird die Abgabe mit dem Tag der Aufgabe der Ferienwohnung fällig. 
 
 (4) Inhaber(innen) einer Ferienwohnung haben jeweils spätestens mit Eintritt der Fälligkeit der Abgabe (Abs. 3) 
unaufgefordert bei der Gemeinde eine Erklärung einzureichen, aus der die Nutzfläche der Ferienwohnung und gegebenenfalls der 
Zeitpunkt der Übernahme bzw. der Aufgabe der Ferienwohnung hervor geht. Im Interesse einer bürgernahen Einhebung der 
Tourismusabgabe kann die Gemeinde die Inhaber(innen) von Ferienwohnungen in einem formlosen Schreiben rechtzeitig auf die 
fällig werdende Abgabe aufmerksam machen. 
 
 

§ 5 
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt mit 1. November 2013 in Kraft, gleichzeitig tritt die Verordnung vom 10. November 2011 außer Kraft. 
 
 
Der Bürgermeister: 
 
 
Peter Auerbach        Angeschlagen am: 27.09.2013. 

         Abgenommen am: 16.10.2013 

 
Die Tourismusabgabe hat sich von 1,20 bzw. von € 0,36 auf € 1,26 bzw. € 0,38 je Nächtigung erhöht. 
Auf Antrag des Vorsitzenden wird die angepasste Tourismusabgabenordnung mit Wirksamkeit ab 01.11. 2013 
mit einem Handzeichen aller Gemeinderatsmitglieder einstimmig beschlossen. 
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8. Löschungserklärung, Vorkaufsrecht der Gemeinde für das Grundstück 661/8 KG Rosenau, 

Rosenau Nr. 122, Margrit Wilz, Beschlussfassung 
Aufgrund der Eigentumsübertragung der Liegenschaft Rosenau 122 nach dem Ableben von Maria Grasl an die 
Tochter Margrit Wilz wurde vom Notar, Mag. Reitner, das Vorkaufsrecht der Gemeinde Rosenau/Hp. 
aufgezeigt. So wie bei allen eingetragenen Vorkaufsrechten der Gemeinde sollte auch dieses anlässlich der 
Eigentumsübertragung an Margrit Wilz gelöscht werden. Bgm. Auerbach liest daher die Löschungserklärung 
vor und ersucht den Gemeinderat um inhaltliche Beschlussfassung der Löschungserklärung. 

 
Seinem Antrag, auf Löschung des Vorkaufsrechtes stimmen alle Gemeinderatsmitglieder mit einem 
Handzeichen zu. 
 

9. Berichte der Ausschussobmänner/frauen 
Maria Benedetter (Arbeitskreisleiterin der Gesunden Gemeinde) ruft den Gesundheitstag am 09.11.2013 in 
Erinnerung. Dabei können bereits 10 Jahre „Gesunde Gemeinde Rosenau/Hp.“ gefeiert werden. Auch 
Gesundheitsminister Alois Stöger hat dem Besuch der Veranstaltung zugesagt. Das Programm für den 
Gesundheitstag ist bereits erstellt. Die Vorbereitungen laufen auf Hochtouren. Außerdem ersucht sie um 
zahlreiche Teilnahme auch seitens der Gemeinderatsmitglieder am Wandertag am 26. Oktober 2013. Treffpunkt 
ist um 9.00 Uhr beim FW-Depot. Vom Lamberger Teich führt die Wanderung über die Egglalm und 
Knirschenalm zum Leopolden (Fam. Sanglhuber), wo der Abschluss geplant ist. Bei der nächsten Sitzung der 
Gesunden Gemeinde wird schon für das Jahr 2014 geplant. Alle sind recht herzlich eingeladen, den Sitzungen 
bei zu wohnen und sich bei den Veranstaltungen der Gesunden Gemeinde zu beteiligen. 
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10. Bericht des Bürgermeisters 

Biathlonanlage: 
Bgm. Auerbach kann von der Gründung eines Betreibervereines für die Biathlonanlage berichten. Der Verein 
Langlauf- und Biathlonzentrum Pyhrn Priel – Rosenau am Hengstpaß hat sich am 30. August 2013 
konstituiert. Bgm. Auerbach liest auch die Liste der personellen Besetzung des Vereinsvorstandes vor. 

 
Ein vom Eigentümerverein BIATHLON 2000 (5 Regionsgemeinden und MTV Pyhrn-Priel) erstellter 
Pachtvertrag wurde mit Gültigkeit ab 01. Oktober 2013 bereits vereinbart und unterzeichnet. Einer Betreibung 
der Biathlonanlage und des Loipennetzes in der Innerrosenau bereits ab kommenden Winter steht nichts mehr 
entgegen. Der Vorsitzende und Obmann vom Verein Biathlon 2000 blickt einer Wintersaison 2013-2014 positiv 
entgegen.  
 
Wurbauerkogel: 
Was die Freizeiteinrichtungen Wurbauerkogel Ges mbH betrifft, informiert der Bürgermeister über eine morgen 
stattfindende Sitzung mit den Vertretern des Oö. Nationalpark Kalkalpen. Dabei wird über offene 
Schuldenbeträge und über Ankauf oder Pacht des GH beim Turm gesprochen. Der Pachtvertrag zwischen 
Markus Strick und Manuela Antensteiner wurde ja bereits gekündigt. Wenn Herr Strick die Gastronomie weiter 
betreiben möchte, müsste er die gesamte Einrichtung ablösen.  
Da weitere 6 gemeindeübergreifende Projekte (Parkraumbewirtschaftungen, Kaltenbrunner-Erlebnisweg u.a.) 
geplant sind, besteht die Absicht die Gesellschaft auf andere Gemeinden zu erweitern. Dazu wird es aber auch 
notwendig, die Schulden für die Errichtung der Infrastruktur am Wurbauerkogel aus zu finanzieren. Für die 
Gemeinde Rosenau/Hp. ist es wichtig, Parkplätze am Hengstpaß zu schaffen.  
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11. Allfälliges 

Bgm. Auerbach wiederholt an dieser Stelle über den zu Sitzungsbeginn abgestimmten Dringlichkeitsantrag. 

 
In Form einer „Bittleihe“ möchte die Gemeinde dem Sportverein die Nutzung der Sportanlage bzw. des 
Vereinsgebäudes trotz der ausgesprochenen und mit 31. Oktober 2013 einsetzenden Kündigung des 
Pachtvertrages bis auf Widerruf ermöglichen. Die Verständigung über diese Bittleihe soll den einzelnen 
Vorstandsmitgliedern zugestellt werden. Bgm. Auerbach beantragt die Beschlussfassung der dargestellten 
Vorgangsweise (Bittleihe). Seinem Antrag stimmen alle Gemeinderatsmitglieder per Handzeichen zu. 
 
Frau Leopoldine Sanglhuber fragt beim Bgm. an, wie die Abschrankung der Wanderwege für das Weidevieh 
geregelt ist. Bei der Inselsbacheralm ist der Wanderweg mit einem Maschendrahtzaun unterbrochen bzw. 
abgesperrt. Bgm. Auerbach ist der Ansicht, dass ein öffentlicher Weg ohnehin nicht abgesperrt werden darf. 
Für einen markierten Wanderweg muss eine Regelung zwischen dem Rinderhalter und dem Wegeigentümer 
vereinbart sein. Meistens wird ein Überstieg, ein verschließbarer Schranken oder ein Weiderost gewählt. Bei 
einem Privatweg bestimmt alleine der Grundeigentümer über die Art der Weidehaltung. Bgm. Auerbach wird 
sich in dieser Angelegenheit an den Grundeigentümer, Herrn Schoiswohl, wenden. Außerdem möchte er 
generell entlang des Proviantweges einen Durchgang erwirken, damit es nicht passieren kann, dass die 
Viehgatter von den Wanderern nicht mehr zugemacht werden. So ist heuer einige Male beim Ebenthal das 
Rindvieh ausgekommen.  
Anlässlich dieser Diskussion wird festgestellt, dass das allgemeine Fahrverbot am Proviantweg vom 
Hengstpaß runter zum Ebenthal eigentlich falsch ist, da dieser Weg als Montainbikestrecke in den Karten 
eingetragen ist. Bgm. Auerbach will die Angelegenheit überprüfen. 
Ing. Harald Humpl ist auf der Gemeindehomepage aufgefallen, dass sowohl das Gh. Moser als auch das Gh. 
Maurerwirt noch immer beworben werden, obwohl das eine zur Gänze und das andere teilweise geschlossen 
haben. AL Sölkner wird sich um eine klare Beschreibung der Betriebe in der Gemeindehomepage kümmern. 
Frau Leopoldine Sanglhuber regt eine Geschwindigkeitsbeschränkung entlang der Mühlreithgemeindestraße 
an. Die Mitglieder des Gemeinderates diskutieren über den Sinn einer Beschränkung auf einer Straße wie 
dieser, wo ein „AufhalbeSichtfahren“ ohnehin keine 30 km/h zulässt. Bgm. Auerbach ist der Meinung, dass 
die Fahrbahnschwellen im Sommer 2014 entlang der Mühlreithstraße positioniert werden sollten. Lt. Ing. 
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Jürgen Steinbichler gibt es ohnehin ein Straßenhindernis auf der Mühlreithgemeindestraße, da die von der 
Marktgemeinde Windischgarsten durchgeführten Grabungsarbeiten für die Wasserversorgung am Beginn der 
Straße bis heute noch nicht reasphaltiert sind. 
 
Da es keine weiteren Wortmeldungen zum Punkt Allfälliges gibt, beendet der Vorsitzende die Sitzung um 
20.05 Uhr. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Auerbach Peter 
Bürgermeister    ___________________________ 
 
 
Sölkner Adolf 
Schriftführer    ___________________________ 

 
 
 

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom 
26.09.2013 keine Einwendungen erhoben wurden, über die erhobenen Einwendungen der beigeheftete 
Beschluss gefasst wurde. 
 
 
 
Rosenau, 07.11.2013   Der Vorsitzende: 
 

 
     ____________________________ 
 
 
 
DI Marietta Metzker 
Vizebgm., GV, Fraktionsobfrau SPÖ ___________________________ 
 
 
 
Ing. Jürgen Steinbichler 
GR, Fraktionsobmann ÖVP  ___________________________ 


